
  Bundesrecht 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Schaumweinsteuergesetz 1995 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 702/1994 

§/Artikel/Anlage 

§ 2 

Inkrafttretensdatum 

01.01.1995 

Außerkrafttretensdatum 

31.08.1996 

Beachte 

 

Tritt gleichzeitig mit dem Vertrag über den Beitritt Österreichs 

zur Europäischen Union in Kraft 

(vgl. § 48 Abs. 1). 

Text 

§ 2. (1) Schaumwein im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle Getränke, die in Flaschen mit 
Schaumweinstopfen, der durch eine besondere Haltevorrichtung befestigt ist, enthalten sind oder die bei +20 
Grad C einen auf gelöstes Kohlendioxid zurückzuführenden Überdruck von 3 bar oder mehr aufweisen und die 
zu den nachfolgenden Positionen oder Unterpositionen der Kombinierten Nomenklatur gehören: 
 1. Unterpositionen 2204 10, 2204 21 10, 2204 29 10 und Position 2205, soweit sie einen ausschließlich 

durch Gärung entstandenen vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 1,2% vol bis 15% vol aufweisen, 
 2. Unterpositionen 2206 00 31 und 2206 00 39 und nicht von Ziffer 1 erfaßte Unterpositionen 2204 10, 

2204 21 10, 2204 29 10 sowie Position 2205, soweit sie einen vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 
1,2% vol bis 13% vol aufweisen, 

 3. Unterpositionen 2206 00 31 und 2206 00 39 mit einem ausschließlich durch Gärung entstandenen 
vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 13% vol bis 15% vol. 

(2) Kombinierte Nomenklatur im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Warennomenklatur nach Artikel 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 (ABl. EG Nr. L 256 S. 1) in der Fassung des 
Anhangs zur Verordnung (EWG) Nr. 2551/93 der Kommission vom 10. August 1993 (ABl. EG Nr. L 241 S. 1) 
und die dazu erlassenen Rechtsvorschriften. 

(3) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der Kombinierten Nomenklatur 
geändert, ohne daß dies Auswirkungen auf den Steuergegenstand hat, beispielsweise durch die Einführung 
zusätzlicher Untergliederungen, so hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch bewirkten Änderungen der 
Bezeichnung des Steuergegenstandes durch Aufnahme in den Gebrauchszolltarif (§ 45 Abs. 1 Zollrechts-
Durchführungsgesetz) in Wirksamkeit zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit verbindlich. 


